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Gesetzentwurf

der Landesregierung

Gesetz zur Änderung des Kirchensteuergesetzes 
und anderer Gesetze

A .  Z i e l s e t z u n g

I. Änderung des Kirchensteuergesetzes

Wird der Verpflichtung zur Abgabe einer Steuererklärung, die nach dem 31. De-
zember 2018 abzugeben ist, nicht oder nicht fristgerecht nachgekommen, ist in
den in § 152 Absatz 2 der Abgabenordnung genannten Fällen grundsätzlich ein
Verspätungszuschlag festzusetzen.

Bei der Pflicht zur Abgabe einer sogenannten isolierten Kirchensteuererklärung
nach § 51 a Absatz 2 e Satz 3 des Einkommensteuergesetzes widerspricht die Fest-
setzung eines Verspätungszuschlags dem Anliegen der steuererhebenden Reli -
gionsgemeinschaften, soweit möglich auf Druckmittel, Sanktionen und Strafen zu
verzichten. Das Kirchensteuergesetz wird daher angepasst.

II. Änderung des Gesetzes über die Planung, Organisation und Gestaltung des öf-
fentlichen Personennahverkehrs und des Finanzausgleichsgesetzes

Ziel des Gesetzentwurfs ist die Sicherstellung einer sachgerechten Ausstattung al-
ler Aufgabenträger und damit die Vermeidung negativer Auswirkungen auf das
Angebot im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV). Durch Artikel 1 des Ge-
setzes zur Änderung des Gesetzes über die Planung, Organisation und Gestaltung
des öffentlichen Personennahverkehrs und des Finanzausgleichsgesetzes vom 
24. Oktober 2017 (GBl. S. 557) wurden die Finanzierungswege im öffentlichen
Personennahverkehr zum 1. Januar 2018 neu geordnet. Die Aufgabenträger des
ÖPNV erhielten zusätzlich zur Aufgabenverantwortung auch die Ausgaben- und
Finanzverantwortung. Sie erhalten vom Land jährlich einen Zuweisungsbetrag. 

Bei der komplexen Aufteilung der Ausgleichsmittel der landesweit operierenden
Verkehrsunternehmen auf die Aufgabenträgergebiete (Stadt- und Landkreise)
sind Unschärfen entstanden, die auszugleichen sind. Die Zuweisungsbeträge im
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Gesetz über die Planung, Organisation und Gestaltung des öffentlichen Personen-
nahverkehrs (ÖPNVG) sind entsprechend anzupassen.

Zudem besteht die Notwendigkeit für die in 2017 entstandenen Ausgleichsansprüche
der Verkehrsunternehmen nach § 45 a Personenbeförderungsgesetz (PBefG) eine
Übergangsvorschrift im Finanzausgleichsgesetz (FAG) zu schaffen, um deren
nachträgliche Abwicklung zu ermöglichen.

B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

I. Änderung des Kirchensteuergesetzes

Für die Verwaltung der Kirchensteuer verweist das Kirchensteuergesetz auf die
Bestimmungen der Abgabenordnung, nicht anzuwendende Bestimmungen sind
ausdrücklich genannt. Zusätzlich zu den bereits bestehenden Ausnahmen wird
nun auch die Vorschrift über den Verspätungszuschlag (§ 152 der Abgabenord-
nung) von der Anwendung ausgenommen.

II. Änderung des Gesetzes über die Planung, Organisation und Gestaltung des öf-
fentlichen Personennahverkehrs und des Finanzausgleichsgesetzes

Die Höhe des Gesamtbetrages in § 15 Absatz 1 Satz 4 sowie der zugewiesenen
Beträge in § 15 Absatz 2 ÖPNVG werden teilweise angepasst, um die sachgerech-
te Mittelausstattung der betroffenen kommunalen Aufgabenträger zu sichern.

Die Übergangsvorschrift in § 39 FAG ermöglicht die Abwicklung der in 2017 ent-
standenen Ausgleichsansprüche der Verkehrsunternehmen nach § 45 a PBefG.

C .  A l t e r n a t i v e n

I. Änderung des Kirchensteuergesetzes

Keine.

II. Änderung des Gesetzes über die Planung, Organisation und Gestaltung des öf-
fentlichen Personennahverkehrs und des Finanzausgleichsgesetzes

Die Alternative ist die Beibehaltung der bisherigen Regelung. Konsequenz wären
negative Auswirkungen auf das Angebot im ÖPNV in den betroffenen Aufgaben-
trägergebieten aufgrund zu geringer Mittelausstattung (Wegfall von Verkehren).

D .  K o s t e n  f ü r  d i e  ö f f e n t l i c h e n  H a u s h a l t e  ( o h n e  E r f ü l l u n g s -
a u f w a n d )

I. Änderung des Kirchensteuergesetzes

Wird bei nicht oder verspätet abgegebenen isolierten Kirchensteuererklärungen
kein Verspätungszuschlag festgesetzt, ist mit lediglich geringfügigen Minderein-
nahmen für das Land zu rechnen. Denn die Pflicht zur Abgabe einer isolierten
Kirchensteuererklärung erlangt nur dann Bedeutung, wenn der Gläubiger der Ka-
pitalerträge nicht bereits zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung verpflich-
tet ist.
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II. Änderung des Gesetzes über die Planung, Organisation und Gestaltung des öf-
fentlichen Personennahverkehrs und des Finanzausgleichsgesetzes

Die Gesetzesänderung bringt für den befristeten Zeitraum von 2018 bis 2020 eine
marginale Erhöhung der Finanzausstattung der kommunalen Aufgabenträger mit
sich. Durch die Änderung werden für das Land keine neuen Verpflichtungen 
geschaffen. Es erfolgt lediglich eine geringfügige Anpassung der Mittelausstat-
tung. Die Vorwegentnahme aus der Finanzausgleichsmasse A nach § 2 Nummer 5
Buchstabe a FAG erhöht sich entsprechend.

E .  E r f ü l l u n g s a u f w a n d

I. Änderung des Kirchensteuergesetzes

Mit einem Erfüllungsaufwand ist nicht zu rechnen. Indem bei unterbliebener oder
verspäteter Abgabe isolierter Kirchensteuererklärungen von der Festsetzung eines
Verspätungszuschlags abgesehen wird, sind bei Bürgerinnen und Bürgern, Wirt-
schaft sowie der öffentlichen Verwaltung Zeitaufwand und Kosten nicht zu er-
warten.

II. Änderung des Gesetzes über die Planung, Organisation und Gestaltung des öf-
fentlichen Personennahverkehrs und des Finanzausgleichsgesetzes

Mit einem Erfüllungsaufwand ist nicht zu rechnen. Durch die Änderung werden
für das Land keine neuen Verpflichtungen geschaffen. Bei Bürgerinnen und Bür-
gern, Wirtschaft sowie der öffentlichen Verwaltung sind Zeitaufwand und Kosten
nicht zu erwarten.

F .  N a c h h a l t i g k e i t s c h e c k

I. Änderung des Kirchensteuergesetzes

Vom Nachhaltigkeitscheck wurde im Ganzen abgesehen, da erhebliche Auswir-
kungen offensichtlich nicht zu erwarten sind.

II. Änderung des Gesetzes über die Planung, Organisation und Gestaltung des öf-
fentlichen Personennahverkehrs und des Finanzausgleichsgesetzes

Von einem Nachhaltigkeitscheck für die Änderung des Gesetzes über die Pla-
nung, Organisation und Gestaltung des öffentlichen Personennahverkehrs und des
Finanzausgleichsgesetzes wurde im Ganzen abgesehen, da erhebliche Auswirkun-
gen auf die ökologische Tragfähigkeit, die ökologische und soziale Modernisie-
rung der Wirtschaft, die Chancengleichheit, die Leistungsfähigkeit der Verwal-
tung, den demografischen Wandel oder sonstige Auswirkungen im Rahmen einer
nachhaltigen Entwicklung offensichtlich nicht zu erwarten sind.

G .  S o n s t i g e  K o s t e n  f ü r  P r i v a t e

Keine.
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Staatsministerium                                                    Stuttgart, 20. November 2018
Baden-Württemberg

Ministerpräsident

An die
Präsidentin des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin,

als Anlage übersende ich Ihnen gemäß Artikel 59 Absatz 1 der Verfassung des
Landes Baden-Württemberg den von der Landesregierung beschlossenen Gesetz-
entwurf zur Änderung des Kirchensteuergesetzes und anderer Gesetze. Ich bitte
Sie, die Beschlussfassung des Landtags herbeizuführen. Die Zuständigkeit liegt
beim Finanzministerium.

Mit freundlichen Grüßen

Kretschmann
Ministerpräsident
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Der Landtag wolle beschließen, 

dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu
erteilen:

Gesetz zur Änderung des Kirchensteuer-
gesetzes und anderer Gesetze

Artikel 1

Änderung des Kirchensteuergesetzes

Das Kirchensteuergesetz in der Fassung vom 15. Juni
1978 (GBl. S. 370), das zuletzt durch Artikel 21 der Ver-
ordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 102) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 5 Absatz 2 Satz 1, § 19 Absatz 1 Satz 1 und Ab-
satz 4 Sätze 3, 4 und 5, § 20 Absatz 2 sowie in § 20 a
Absatz 1 werden jeweils die Wörter „in der jeweils
geltenden Fassung“ gestrichen.

2. § 21 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

    „(3) § 152, der Zweite Abschnitt des Fünften Teils
und der Achte Teil der Abgabenordnung finden auf
die Kirchensteuer keine Anwendung.“

Artikel 2

Änderung des Gesetzes über die Planung, Organisation
und Gestaltung des öffentlichen Personennahverkehrs

§ 15 des Gesetzes über die Planung, Organisation und
Gestaltung des öffentlichen Personennahverkehrs vom 
8. Juni 1995 (GBl. S. 417), das zuletzt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 24. Oktober 2017 (GBl. S. 557) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In Absatz 1 Satz 4 wird die Angabe „788 000“ durch
die Angabe „865 000“ ersetzt.

2. Absatz 2 wird wie folgt geändert:

    a)  In Nummer 11 wird die Angabe „5 370 000“ durch
die Angabe „5 180 000“ ersetzt.

    b)  In Nummer 14 wird die Angabe „4 647 000“ durch
die Angabe „4 669 000“ ersetzt.

    c)  In Nummer 16 wird die Angabe „3 481 000“ durch
die Angabe „3 489 000“ ersetzt. 

    d)  In Nummer 19 wird die Angabe „4 132 000“ durch
die Angabe „4 168 000“ ersetzt.

    e)  In Nummer 38 wird die Angabe „2 746 000“ durch
die Angabe „2 806 000“ ersetzt.
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    f)  In Nummer 42 wird die Angabe „4 506 000“ durch
die Angabe „4 647 000“ ersetzt.

Artikel 3

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes

§ 39 des Finanzausgleichsgesetzes in der Fassung vom 
1. Januar 2000 (GBl. S. 14), das zuletzt durch Artikel …
des Gesetzes vom … (GBl. S. …) geändert worden ist,
wird folgender Absatz 37 angefügt:

„(37) Der Finanzausgleichsmasse A werden die für das
Jahr 2017 entstandenen Ausgleichsbeträge nach § 45 a
des Personenbeförderungsgesetzes vorweg entnommen.“ 

Artikel 4

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2019 in Kraft, soweit
in Absatz 2 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Artikel 2 tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Änderung des Kirchensteuergesetzes

Für Kapitalerträge, die der Abgeltungsteuer unterliegen und ab dem 1. Januar
2015 zufließen, wird die darauf entfallende Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapi-
talertragsteuer nach § 5 Absatz 2 des Kirchensteuergesetzes in Verbindung mit 
§ 51 a Absatz 2 b bis 2 e des Einkommensteuergesetzes erhoben.

Zu diesem Zweck speichert das Bundeszentralamt für Steuern die Angaben für die
Religionszugehörigkeit, die dann von den Kirchensteuerabzugsverpflichteten (Ban-
ken, Versicherungen) für die einzelnen Kirchensteuerpflichtigen (Kunden der Ban-
ken und Versicherungen) beim Bundeszentralamt für Steuern automatisiert abzufra-
gen sind. Auf der Grundlage dieser Daten haben die Kirchensteuerabzugsverpflich-
teten die Kirchensteuer einzubehalten und an das Finanzamt abzuführen.

Die Kirchensteuerpflichtigen können beim Bundeszentralamt für Steuern beantra-
gen, dass der automatisierte Abruf der Daten über die Religionszugehörigkeit un-
terbleibt. Im Falle eines solchen Sperrvermerks übermittelt das Bundeszentralamt
für Steuern dem Kirchensteuerabzugsverpflichteten keine Daten zur Religionszu-
gehörigkeit, mitgeteilt wird lediglich ein neutraler Wert (sogenannter Nullwert).
Weiterhin unterrichtet das Bundeszentralamt für Steuern das Wohnsitzfinanzamt
des Kirchensteuerpflichtigen über die Einlegung des Sperrvermerks.

Aufgrund des Nullwerts unterbleibt ein Kirchensteuerabzug durch den Kirchen-
steuerabzugsverpflichteten. Die Kirchensteuerpflichtigen sind stattdessen nach 
§ 51 a Absatz 2 e Satz 3 des Einkommensteuergesetzes zur Abgabe einer Steuerer-
klärung ausschließlich zur Veranlagung der Kirchensteuer verpflichtet (sogenann-
te isolierte Kirchensteuererklärung). Deshalb fordert das Wohnsitzfinanzamt den
Kirchensteuerpflichtigen aufgrund der Mitteilung des Bundeszentralamts für
Steuern zur Abgabe einer Steuererklärung auf.

Gibt der Kirchensteuerpflichtige die isolierte Kirchensteuererklärung nicht binnen
14 Monaten nach Ablauf des Kalenderjahres oder bei einer Anordnung des Fi-
nanzamts im Sinne des § 149 Absatz 4 der Abgabenordnung (sogenannte Vorab -
anforderung) nicht bis zu dem in der Anordnung bestimmten Zeitpunkt ab, ist für
Erklärungen, die nach dem 31. Dezember 2018 abzugeben sind, nach § 152 Ab-
satz 2 der Abgabenordnung grundsätzlich ein Verspätungszuschlag festzusetzen.
Das gilt entsprechend für verspätet abgegebene Einkommensteuererklärungen, in
denen auch die Festsetzung von Kirchensteuer beantragt wird.

Die Festsetzung eines Verspätungszuschlags in Bezug auf die Kirchensteuer ent-
spricht allerdings nicht dem Anliegen der erhebungsberechtigten Religionsge-
meinschaften.

Nach § 21 Absatz 1 des Kirchensteuergesetzes richtet sich das Besteuerungsver-
fahren für die Kirchensteuer grundsätzlich nach den Vorschriften der Abgaben-
ordnung. Auf Druckmittel, Sanktionen und Strafen verzichtet das Kirchensteuer-
recht jedoch in weiten Teilen: Die Straf- und Bußgeldvorschriften der Abgaben-
ordnung sind nicht anzuwenden. Bei einer Verwaltung der Kirchensteuer durch
die Landesfinanzbehörden wird der Anspruch auf Kirchensteuer zudem nicht ver-
zinst und werden Säumniszuschläge nicht erhoben. Das Absehen von Druck,
Sanktion und Strafe ist Ausdruck des Wesens der Kirchensteuer als mitglied-
schaftsbezogener Steuer. Dem widerspricht die Festsetzung von Verspätungszu-
schlägen bei verspäteter Abgabe isolierter Kirchensteuererklärungen unabhängig
davon, ob für die Festsetzung nach § 152 Absatz 1 der Abgabenordnung ein Er-
messen besteht oder der Verspätungszuschlag nach § 152 Absatz 2 der Abgaben-
ordnung zwingend festzusetzen ist.
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Vom Nachhaltigkeitscheck ist im Ganzen abzusehen, da erhebliche Auswirkun-
gen auf die nachhaltige Entwicklung in Baden-Württemberg offensichtlich nicht
erwartet werden. Im Übrigen erfolgen durch das Gesetz nur klarstellende Ände-
rungen.

II. Änderung des Gesetzes über die Planung, Organisation und Gestaltung des öf-
fentlichen Personennahverkehrs und des Finanzausgleichsgesetzes

Durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Planung, Orga-
nisation und Gestaltung des öffentlichen Personennahverkehrs und des Finanz-
ausgleichsgesetzes vom 24. Oktober 2017 wurden die Finanzierungswege im öf-
fentlichen Personennahverkehr zum 1. Januar 2018 neu geordnet. Die Aufgaben-
träger des ÖPNV erhielten zusätzlich zur Aufgabenverantwortung auch die Aus-
gaben- und Finanzverantwortung. Sie erhalten vom Land jährlich einen nach § 15
Absatz 2 ÖPNVG festen Zuweisungsbetrag. 

Bis zur vorgenannten Gesetzesänderung hat das Land Baden-Württemberg die
Ausgleichleistungen nach § 45 a PBefG über die bestehenden 22 Verkehrsverbün-
de, die als Abrechnungsstelle fungierten, an die zahlreichen Verkehrsunterneh-
men ausgekehrt. Bei der komplexen Neuzuordnung der früheren unternehmens -
bezogenen Ausgleichsleistungen von den bisherigen Abrechnungsstellen bei den
Verkehrsverbünden auf die Aufgabenträgergebiete (Stadt- und Landkreise) sind
Unschärfen entstanden, die auszugleichen sind. Die Zuweisungsbeträge sind ent-
sprechend anzupassen.

Die Gesetzesänderung bringt für den befristeten Zeitraum von 2018 bis 2020 eine
marginale Erhöhung der Finanzausstattung der kommunalen Aufgabenträger mit
sich. Durch die Änderung werden für das Land keine neuen Verpflichtungen ge-
schaffen. Es erfolgt lediglich eine geringfügige Anpassung der Mittelausstattung.
Die Vorwegentnahme aus der Finanzausgleichsmasse A erhöht sich zukünftig
marginal.

Die in § 15 Absatz 2 ÖPNVG genannten Zuweisungsbeträge wurden durch das
Ministerium für Verkehr unter Beteiligung und im Einvernehmen mit den betrof-
fenen Aufgabenträger (Stadt- und Landkreisen) entsprechend geprüft und ange-
passt.

Für die in 2017 entstandenen Ausgleichsansprüche der Verkehrsunternehmen
nach § 45 a PBefG ist eine Übergangsvorschrift im FAG zu schaffen, um die Aus-
zahlung bzw. Verrechnung dieser Ausgleichsleistungen und die Vorwegentnahme
aus der Finanzausgleichsmasse A sicherzustellen.

B .  E i n z e l b e g r ü n d u n g

Zu Artikel 1 (Änderung des Kirchensteuergesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 5 Absatz 2 Satz 1, § 19 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 4 Sätze 3, 4
und 5, § 20 Absatz 2, § 20 a Absatz 1)

Die einzelnen Hinweise, dass die in Bezug genommenen Vorschriften des Ein-
kommensteuergesetzes in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden sind, sind
entbehrlich.

Zu Nummer 2 (§ 21 Absatz 3)

Durch die Gesetzesänderung kann bei unterbliebener oder verspäteter Abgabe ei-
ner isolierten Kirchensteuererklärung ein Verspätungszuschlag nicht festgesetzt
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werden. Ebenso wird die Festsetzung eines Verspätungszuschlags in Bezug auf
die Kirchensteuerfestsetzung ausgeschlossen, wenn eine Einkommensteuerer-
klärung nicht oder verspätet abgegeben wird. In diesem Fall ist es den Landesfi-
nanzbehörden jedoch unabhängig davon möglich, bezüglich der festzusetzenden
Einkommensteuer einen Verspätungszuschlag festzusetzen.

Zu Artikel 2 (Änderung des Gesetzes über die Planung, Organisation und Gestal-
tung des öffentlichen Personennahverkehrs)

Die seit dem Inkrafttreten des Gesetzes am 1. Januar 2018 gewonnenen Erkennt-
nisse ergaben einzelne Unschärfen und Abgrenzungsprobleme bei der komplexen
Zuordnung der Ausgleichsmittel landesweit operierender Verkehrsunternehmen
auf die einzelnen Aufgabenträger. Es bedarf der entsprechenden Anpassung die-
ser Zuweisungsbeträge aus § 15 Absatz 1 und 2 ÖPNVG in der Übergangszeit
von 2018 bis 2020, um eine sachgerechte Ausstattung aller Aufgabenträger 
sicherzustellen und negative Auswirkungen auf das Angebot im ÖPNV zu ver-
meiden. 

Die Höhe der Beträge ist mit den betroffenen kommunalen Aufgabenträgern
(Stadt- und Landkreisen) abgestimmt und auf volle Tausend Euro gerundet.

Im Einzelnen ergeben sich folgende Anpassungen:

Landkreis Konstanz: plus        8.000 Euro
Hohenlohekreis: plus       60.000 Euro
Rems-Murr-Kreis: plus       36.000 Euro
Landkreis Heilbronn: plus       22.000 Euro
Landkreis Rottweil: plus     141.000 Euro

Zwischensumme: plus     267.000 Euro

Enzkreis: minus  190.000 Euro

Zwischensumme: minus  190.000 Euro

Summe: plus       77.000 Euro

Der Gesamtbetrag erhöht sich für den Zeitraum von 2018 bis 2020 um 77.000 Eu-
ro p. a.

Der Betrag wird wie die Gesamtmittel dem kommunalen Finanzausgleich ent-
nommen. 

Die Aufstockung des Mittelvolumens mit Beginn des Jahres 2021 erfolgt auf
Grundlage des in § 15 Absatz 1 Satz 1 genannten Betrages.

Zu Artikel 3 (Änderung des Finanzausgleichsgesetzes)

Für die in 2017 entstandenen Ausgleichsansprüche der Verkehrsunternehmen
nach § 45 a PBefG bedarf es einer Übergangsregelung, um die Auszahlung und
Verrechnung der Ausgleichsbeträge sowie die Vorwegentnahme aus der Finanz-
ausgleichsmasse A sicherzustellen.

Mit der Regelung wird der Ausgleich der in 2017 auf der alten Rechtsgrundlage
des § 45 a PBefG entstandenen Ansprüche der Verkehrsunternehmen, die in der
Folgezeit zur Abrechnung gekommen sind, gewährleistet.
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Zu Artikel 4 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten der einzelnen Artikel dieses Gesetzes.

C .  S t e l l u n g n a h m e n

Die zu diesem Gesetzentwurf abgegebenen Stellungnahmen sind nachstehend ab-
gedruckt.
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